
Resolution 
 
 
Keine Privatisierung des Trinkwassers!  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Gudensberg setzt sich seit langem uneingeschränkt für die bestmögliche Qualität des 
Roh- und Trinkwassers ein. Insofern kritisiert die Gudensberger 
Stadtverordnetenversammlung, dass es bisher im europäischen 
Gesetzgebungsverfahren nicht gelungen ist, die kommunale Wasserversorgung 
dauerhaft aus dem Anwendungsbereich der geplanten EU-Konzessionsrichtlinie 
herauszunehmen und so zu verhindern, dass die Versorgung mit dem Lebensmittel 
Trinkwasser dem profitorientierten Wettbewerb privater Konzerne geöffnet wird. Es 
darf aber keine Privatisierung der Trinkwasserversorgung geben, denn gesundes 
und qualitativ hochwertiges Trinkwasser ist Existenzgrundlage und darf nicht zum 
bloßen Handelsgut verkommen.  
 
Die Gudensberger Stadtverordnetenversammlung appelliert deshalb eindringlich an 
die deutschen Beteiligten am weiteren Gesetzgebungsverfahren – 
Europaabgeordnete wie Bundes- und Landesregierungen – die von den Kommunen 
verantwortete Versorgung mit hochwertigem und preiswertem Trinkwasser als 
Aufgabe der kommunalen Daseinsvorsorge unbefristet sicherzustellen. Sie begrüßt 
ausdrücklich die Zielrichtung der Initiative „Wasser ist ein Menschenrecht“ gegen die 
EU-Konzessionsrichtlinie, mit der engagierte Bürgerinnen und Bürger mittels des 
neuen Instruments Europäische Bürgerinitiative und mindestens einer Million 
Unterschriften das Vorhaben der EU verhindern wollen. 
 
 
Begründung:  
Es besteht keine Notwendigkeit, bewährte Formen guter und bezahlbarer 
Wasserversorgung der kommunalen Daseinsvorsorge zu entziehen und das 
Lebensmittel Trinkwasser zum Nachteil der Verbraucher als beliebige Handelsware 
dem Gewinnstreben privater Wirtschaftsunternehmen zu überlassen. 
 
Dem widerspricht der im federführenden Binnenmarktausschuss des Europäischen 
Parlaments am 24. Januar 2013 beschlossene Kompromiss, die Wasserversorgung 
lediglich bis 2020 zeitlich begrenzt aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie zu 
nehmen – und auch nur dann, wenn sie zu 100 Prozent in öffentlicher Hand ist. 
 
Es gilt deshalb, parteiübergreifend die Vertretung der deutschen 
Verbraucherinteressen in Brüssel, Straßburg und Berlin zu bündeln und zu 
verstärken, um im Europäischen Parlament wie im EU-Ministerrat, als den beiden 
Gesetzgebern, doch noch eine für Verbraucher wie Kommunen akzeptable Regelung 
zu erreichen. 


